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Beschlussvorschlag für die Sitzung des Regionalrates: 

Der Regionalrat nimmt die Informationen zur Kenntnis. 

 

 

In Vertretung 

gez. Roland Schlapka 

Düsseldorf, den  12. Mai  2015 



 

Kurze Sachverhaltsschilderung / Inhaltsverzeichnis: 

 

Das Kabinett der Landesregierung hat eine überarbeitete Version des Entwurfes des 
neuen Abfallwirtschaftsplan Nordrhein-Westfalen, Teilplan Siedlungsabfall,  
beschlossen, die jetzt in die betroffenen Ausschüsse des Landtages eingebracht 
worden sind.  
Anbei ein Informationsschreiben und eine Pressemitteilung des MKULNV zu diesem 
Thema. 
Eine der wesentlichen Änderungen ist, dass die Anzahl der Entsorgungsregionen in 
NRW gegenüber dem ersten Entwurf von drei auf fünf erweitert wurden. 
 

 

 

Anlagen: 

- Erlass des  MKULNV vom 22.04.2015 zur Information der Regionalräte 

     - Pressemitteilung des MKULNV vom 21.04.2015 zum Entwurf des AWP 

          -  Erlass des MKULNV vom 05.05.2015 zum Sachstand AWP, 
        Anlage zum Erlass des MKULNV vom 05.05.2015 zum Sachstand AWP 
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Minister Remmel: „Rohstoffe sichern und Mülltourismus 
durch NRW vermeiden“ - Kabinett beschließt Entwurf 
des Ökologischen Abfallwirtschaftsplans NRW für 
Siedlungsabfälle

Die Landesregierung hat einen neuen Abfallwirtschaftsplan vorgelegt, der 

Ziele für die Bewirtschaftung von Siedlungsabfällen in NRW vorgibt. Nach 

dem Abschluss und der Auswertung des Beteiligungsverfahrens hat das 

Kabinett heute (21. April) den neuen Ökologischen Abfallwirtschaftsplan NRW 

(ÖAWP) verabschiedet. Mit dem ÖAWP werden die Weichen dafür gestellt 

und eine weitere Maßnahme des Koalitionsvertrags umgesetzt. 

„Abfallwirtschaft ist Teil einer umfassenden Ressourcenwirtschaft, bei 

knappen Rohstoffen wird das immer wichtiger“, erklärte Umweltminister 

Johannes Remmel. „Daher haben wir uns bei der Erstellung des 

Abfallwirtschaftsplans an drei Eckpunkten orientiert: Mülltourismus vermeiden, 

hochwertig verwerten und ortsnah beseitigen.“ Zentraler Punkt des neuen 

ÖAWP ist die Umsetzung einer regionalen Entsorgungsautarkie und des von 

der EU vorgegebenen Prinzips der Nähe. „Abfälle, die in Nordrhein-Westfalen 

anfallen, müssen auch im Land selbst und möglichst in der Nähe des Ortes, 

wo sie entstehen, entsorgt werden. Mit dem neuen Abfallwirtschaftsplan wird 

das Prinzip der Nähe konkretisiert, gleichzeitig verbleibt aber genug 

Spielraum für die Kommunen“, sagte Minister Remmel. Der 

Abfallwirtschaftsplan wird nun dem Landtag zugeleitet, um das Benehmen mit 

den Landtagsauschüssen für Umwelt, für Wirtschaft und für Kommunales zu 

erreichen. Danach wird der ÖAWP in Kraft gesetzt. 

Der neue AWP sieht fünf Entsorgungsregionen in NRW vor: Die Region I 

umfasst die kreisfreien Städte Düsseldorf, Krefeld und Mönchengladbach, die 

Kreise Euskirchen, Heinsberg, Kleve, Viersen und Wesel, den Rhein-Kreis 

Neuss, den Rhein-Erft-Kreis sowie das Gebiet des Zweckverbandes 

Entsorgungsregion West (Stadt Aachen, StädteRegion Aachen, Kreis Düren). 

Die Städte Köln und Leverkusen, der Bergische Abfallwirtschaftsverband 

(Oberbergischer und Rheinisch-Bergischer Kreis) und die Rheinische 

EntsorgungsKooperation (Stadt Bonn, Rhein-Sieg-Kreis) bilden die Region II. 

Die Region III entspricht im Wesentlichen dem Regierungsbezirk Arnsberg 

ohne die Städte Bochum und Herne sowie den Ennepe-Ruhr-Kreis, die 

Mitglieder im Zweckverband EKOCity sind. 

Der Regierungsbezirk Detmold bildet die Region IV. 

Die Region V umfasst das Gebiet des Zweckverbandes EKOCity (Städte 

Bochum, Herne, Remscheid, Wuppertal, Kreise Mettmann und 

Recklinghausen, Ennepe-Ruhr-Kreis), die so genannten „Karnap“-Städte 
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(Bottrop, Essen, Gelsenkirchen, Mülheim an der Ruhr), die Städte Duisburg, 

Münster, Oberhausen und Solingen sowie die Kreise Borken, Coesfeld, 

Steinfurt und Warendorf. 

Durch die Bildung von Entsorgungsregionen wollen wir die Funktionsfähigkeit 

der überwiegend in kommunaler Hand befindlichen Entsorgungsinfrastruktur 

und die Entsorgungssicherheit für Siedlungsabfälle langfristig sichern und zu 

einer Vergleichmäßigung der Abfallgebühren beitragen. 

„Mit dem neuen Abfallwirtschaftsplan schaffen wir Planungssicherheit auch für 

die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger und die Betreiber von 

Abfallentsorgungsanlagen und wirken so dem ungesunden Dumping-

Preiskampf auf Kosten der Gebührenzahlerinnen und Gebührenzahler 

entgegen“, betonte Minister Remmel. 

Für das Jahr 2025 ist nach der Prognose mit einer Menge von rund 4,42 

Mio. Tonnen an behandlungsbedürftigen Siedlungsabfällen zu rechnen. 

Gegenüber dem Jahr 2010 würde dies einen Mengenrückgang um rund 0,56 

Mio. Tonnen oder 11 Prozentpunkte bedeuten. Die nordrhein-westfälischen 

Hausmüllverbrennungsanlagen verfügen über eine Gesamtkapazität von mehr 

als 6 Millionen Tonnen pro Jahr. Etwa ein Drittel dieser Kapazitäten wird für 

die Behandlung von Siedlungsabfällen zukünftig nicht mehr benötigt. „Ich 

halte es daher für zwingend erforderlich, die Kapazitäten der 

Hausmüllverbrennungsanlagen mittel- bis langfristig an den rückläufigen 

Bedarf anzupassen. Den Import von Abfällen aus dem Ausland halte ich für 

keine langfristig tragfähige Strategie zur Lösung des Problems“, sagte der 

Minister. 

Bioabfälle als Rohstoffe sichern 

Ein weiteres wichtiges Thema des neuen Ökologischen Abfallwirtschaftsplans 

ist die Optimierung und Intensivierung der getrennten Erfassung und 

Verwertung von Bioabfällen. Das Kreislaufwirtschaftsgesetz des Bundes 

schreibt seit Januar 2015 eine getrennte Erfassung der Bioabfälle vor. Für 

Minister Remmel steckt in dieser neuen Regelung des Bundes eine Chance 

für NRW, denn Bioabfälle sind eine wichtige Energie- und Rohstoffquelle, die 

intensiver genutzt werden muss: „Wichtig ist uns vor allem die Nutzung des 

energetischen Potenzials der Bioabfälle in Form von Biogas. In der 

energetischen Verwertung von geeigneten Bioabfällen mit anschließender 

stofflicher Nutzung sehen wir einen optimalen Weg zu einem effizienten Klima

- und Ressourcenschutz und einen wichtigen Schritt, die Bioenergie 

nachhaltig weiterzuentwickeln.“, sagte Remmel. Denn Bioabfälle eignen sich 

sehr gut zum Betrieb von Biogasanlagen und damit zur nachhaltigen und 

klimaneutralen Produktion von Strom und Wärme und qualitätsgesicherte 

Gärreste aus den Biogasanlagen als Dünger. 

Der ÖAWP sieht ambitionierte Ziele für die zukünftig getrennt zu erfassenden 

Bioabfälle vor. Als langfristiger landesweiter Wert werden 150 Kilogramm pro 

Einwohner und Jahr angestrebt. 
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Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz des Landes Nordrhein-

Westfalen - Schwannstr. 3 - 40476 Düsseldorf -

Auf welchem Wege Bioabfälle gesammelt und verwertet werden, entscheiden 

die Kommunen. „Wir machen keine Vorgaben für ein bestimmtes 

Erfassungssystem. Die Kommunen vor Ort wissen am besten, was machbar 

ist. Es soll hierdurch auch ein Wettbewerb um die besten Ideen und 

Konzepte angeregt werden“, sagte Remmel. Um die Kommunen zu 

unterstützen, enthält der Abfallwirtschaftsplan Handlungsempfehlungen zur 

getrennten Erfassung und Verwertung von Bioabfällen. 

Weitere Informationen

• Entwurf des Abfallwirtschaftsplans Nordrhein-Westfalen, Teilplan 

Siedlungsabfälle (PDF) 

(fileadmin/redaktion/PDFs/umwelt/abfall/Abfallwirtschaftsplan_Siedlungsabfaelle_Entwurf.pdf)

• Strategische Umweltprüfung zum Abfallwirtschaftsplan (PDF) 

(fileadmin/redaktion/PDFs/umwelt/abfall/Zusammenfassende_Umwelterklaerung_SUP.pdf)

• Web-Video zum Ökologischen Abfallwirtschaftsplan NRW 

(https://www.youtube.com/watch?v=M7XqgM9G9_M)

• Thema "Abfall- und 

Kreislaufwirtschaft" (https://www.umwelt.nrw.de/umweltschutz-

umweltwirtschaft/umwelt-wirtschaft-und-ressourcenschutz/abfall-und-

kreislaufwirtschaft/)
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Anlage 

Abfallwirtschaftsplan NRW, Teilplan Siedlungsabfälle 

Sachstand 

 

Der neue Abfallwirtschaftsplan für Siedlungsabfälle wurde in einem offenen und trans-

parenten Verfahren im Dialog mit allen Beteiligten erarbeitet. Im Rahmen des Beteili-

gungsverfahrens bestand Gelegenheit, Anregungen und Bedenken zu äußern und  

Änderungsvorschläge zu machen.  

Insgesamt sind rund 170 Stellungnahmen von Kommunen, Abfallentsorgungsverbän-

den, kommunalen, gemischtwirtschaftlichen und privaten Entsorgungsunternehmen, 

einschlägigen Verbänden, Arbeits- bzw. Interessengemeinschaften sowie Bürgerinnen 

und Bürgern eingegangen. Es wurden alle Stellungnahmen ausgewertet, bewertet und 

abgewogen. Der Entwurf des Abfallwirtschaftsplans ist auf dieser Grundlage überar-

beitet worden. 

Der vom Kabinett am 21.04.2015 beschlossene überarbeitete Entwurf des Abfallwirt-

schaftsplans und die Zusammenfassende Umwelterklärung zur Strategischen Umwelt-

prüfung wurden an die Mitglieder der Ausschüsse für Klimaschutz, Umwelt, Natur-

schutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz, für Kommunalpolitik sowie für Wirt-

schaft, Energie, Industrie, Mittelstand und Handwerk zwecks Herstellung des Beneh-

mens gemäß § 17 Abs. 1 Landesabfallgesetz (LAbfG) weitergeleitet.  

Der Entwurf des Abfallwirtschaftsplans und die Zusammenfassende Umwelterklärung 

zur Strategischen Umweltprüfung stehen auf der Internetseite des MKULNV zum Her-

unterladen zur Verfügung: 

https://www.umwelt.nrw.de/umweltschutz-umweltwirtschaft/umwelt-wirtschaft-und-

ressourcenschutz/abfall-und-kreislaufwirtschaft/abfallwirtschaftsplanung/ 

 

Die im Rahmen des Beteiligungsverfahrens vorgetragenen Anregungen und Bedenken 

konzentrieren sich im Wesentlichen auf das Kapitel 2 (Ziele der Abfallwirtschaftspla-

nung), das Kapitel 4 (Ziele der Siedlungsabfallwirtschaft) und das Kapitel 10 (Schluss-

folgerungen zur Entsorgungssicherheit) des Entwurfs des Abfallwirtschaftsplans. Sie 

beziehen sich insbesondere auf folgende Themenschwerpunkte: 

- Grundsätze der Autarkie und Nähe (Kapitel 2.2) 

- Entsorgungsregionen (Kapitel 2.3) 

- Getrennte Erfassung und Verwertung von Bioabfällen  

(Kapitel 4.2.1, 4.2.2, neu: Kapitel 5) 

- Kapazitätsanpassungen (Kapitel 10, neu: Kapitel 0) 
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- Abfallimporte (Kapitel 10, neu: Kapitel 0) 

- Deponien (Kapitel 10, neu: Kapitel 0) 

Die Änderungen, die der Abfallwirtschaftsplan erfahren hat, betreffen daher im Wesent-

lichen die o. g. Kapitel.  

Angesichts einer durch Entsorgungssicherheit geprägten Ausgangssituation wird mit 

dem neuen Abfallwirtschaftsplan das Ziel einer regionalen Entsorgungsautarkie ver-

folgt. Der Grundsatz der Entsorgungsautarkie hat dabei Vorrang vor dem Grundsatz 

der Nähe. Dies entspricht den Regelungen des geltenden Abfallwirtschaftsplans, so 

dass keine grundsätzlichen Veränderungen zu erwarten sind. Der europarechtliche 

Grundsatz der Entsorgungsautarkie gilt für Abfälle zur Beseitigung und für gemischte 

Siedlungsabfälle (ASN 20 03 01) zur Verwertung. Kommunale Kooperationen mit be-

nachbarten Bundesländern, z. B. im Bereich der Bioabfallverwertung, werden somit 

nicht ausgeschlossen.  

Das Instrument der Entsorgungsregionen wird beibehalten. Der Zuschnitt der Entsor-

gungsregionen wurde auf der Grundlage der im Rahmen des Beteiligungsverfahrens 

geäußerten Anregungen und Bedenken modifiziert.  

Die Leit- und Zielwerte für die getrennte Erfassung von Bio- und Grünabfällen sind un-

verändert beibehalten worden. Es wurde klargestellt, dass eine verstärkte Biogas-

nutzung bei der Verwertung von Bio- und Grünabfällen als erklärtes Ziel, nicht jedoch 

als strikte Vorgabe zu betrachten ist. 

Konkrete Vorgaben zur Kapazitätsanpassung werden im Abfallwirtschaftsplan nicht 

gemacht. 

Der Import von Siedlungsabfällen aus dem Ausland stellt keine langfristig tragfähige 

Lösung zum Umgang mit Kapazitäten dar, die zur Behandlung von Abfällen, die den 

öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern überlassen werden, nicht mehr benötigt wer-

den. Mit Blick auf Mitgliedstaaten der Europäischen Union, die ihre Abfälle noch in er-

heblichem Umfang klimaschädlich deponieren, soll der Import von Siedlungsabfällen 

für eine Übergangszeit nicht grundsätzlich ausgeschlossen werden. 

Insbesondere im Hinblick auf Deponien ist eine Klarstellung erfolgt, dass die Aussagen 

des Abfallwirtschaftsplans sich ausschließlich auf Abfälle beziehen, die den öffentlich-

rechtlichen Entsorgungsträgern überlassen werden. Abfälle zur Beseitigung aus ande-

ren Herkunftsbereichen, die von den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern nach 

§ 20 Abs. 2 KrWG von ihrer Entsorgungspflicht ausgeschlossen wurden, sowie Abfälle, 

die auf Deponien verwertet werden, sind nicht Gegenstand eines Abfallwirtschaftsplans 

für Siedlungsabfälle bzw. überlassene Abfälle.  

Das Kapitel 4 Ziele der Siedlungsabfallwirtschaft wurde folgendermaßen unterteilt: 

- Kapitel 4 Förderung der Abfallvermeidung 
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- Kapitel 5 Getrennte Erfassung und Verwertung von Bio- und Grünabfällen - Stärkung 

einer konsequenten Kreislaufwirtschaft 

- Kapitel 6 Beitrag der Siedlungsabfallwirtschaft zum Klima- und Ressourcenschutz 

Das neue Kapitel 9 Siedlungsabfallmengen und Entsorgung (vorher Kapitel 7) wurde 

um ein Unterkapitel 9.2.3 „Verwertungsquote“ ergänzt. 

Das Kapitel 10 „Fazit zur Entsorgungssicherheit“ wurde umbenannt in Kapitel 0 „Kern-

aussagen und Zusammenfassung“ und den Kapiteln 1 bis 11 vorangestellt. 


